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3 
Laubisrütistrasse 
Kredit Fr. 1,61 Mio. für Verkehrssicherheits- und Fussgänger-
schutzmassnahmen 

 
 

 
 

Antrag 
 
 
1. Für Verkehrssicherheits- und Fussgängerschutzmassnahmen an der Laubis- 

rütistrasse, im Abschnitt Liegenschaften Laubisrütistrasse 57 bis 71a, wird ein 
Verpflichtungskredit von 1'610'000 Franken inkl. MwSt. bewilligt. 

 
 
2. Die Kreditsumme erhöht oder ermässigt sich um die in der Zeit zwischen Kredit- 

bewilligung und Ausführungsbeginn eingetretenen Preisänderungen gemäss 
Produktionskostenindex (PKI). 
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Die Vorlage in Kürze 
 
 
Seit ein paar Jahren findet an der Laubisrütistrasse eine intensive Bautätigkeit sowohl in 
der seeseitigen Industriezone wie auch in den Wohnzonen statt. Insbesondere für die 
bergseitigen Wohnüberbauungen ist der Fussgängerschutz teilweise ungenügend. Im 
Hinblick auf eine neue private Überbauung − Neubau von vier Terrassenhäusern und 
zwei Mehrfamilienhäusern − ist der sichere Zugang zu den Bushaltestellen mit einer 
Trottoirergänzung sowie einer Fussgängerschutzinsel zu gewährleisten. Die dort gele-
genen Bushaltestellen sind noch nicht hindernisfrei ausgebaut und auch der seeseitige 
Fuss-/Radweg entspricht nicht mehr den gültigen Standards.  
 
Bergseitig wird im Abschnitt der Liegenschaften Laubisrütistrasse 57 bis 71a das Trottoir 
ergänzt. Die Bushaltestellen Laubisrüti müssen leicht verschoben werden, damit sie  
hindernisfrei ausgebaut werden können. Die Haltestellen werden mit einem Warte- 
unterstand versehen. Für eine sichere Strassenüberquerung ist die Erstellung einer Fuss-
gängerschutzinsel vorgesehen. Für die Sicherstellung der Durchfahrtsbreite müssen die 
Fahrbahnen aufgeweitet werden. Seeseitig wird der bestehende Fuss-/Radweg verbrei-
tert und innerhalb des Projektperimeters näher an die Strasse verschoben. Nebst den 
Ausbau- und Anpassungsmassnahmen werden die Fahrbahn inklusive Werkleitungen 
saniert und die Strassenbeleuchtung erneuert. 
 
Mit der Investition von 1,61 Mio. Franken können die Verkehrssicherheit in diesem stark 
befahrenen Abschnitt der Laubisrütistrasse markant erhöht, die Fusswegverbindungen 
optimiert und der Komfort für die ÖV-Nutzerinnen und Nutzer verbessert werden. Der 
gesetzeskonforme Ausbau der Bushaltestellen «Laubisrüti», mit Kosten von 315'000 
Franken, wird ergänzend durch den Gemeinderat als gebundene Ausgabe bewilligt.  
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Beleuchtender Bericht 
 

 
 

1. Vorgeschichte 
 
Gemäss Artikel 22 Abs. 1 des Behindertengleichstellungsgesetzes (BehiG) müssen  
bestehende Bauten und Anlagen sowie Fahrzeuge für den öffentlichen Verkehr spätes-
tens nach 20 Jahren nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes behindertengerecht sein. 
Das BehiG ist seit dem 1. Januar 2004 in Kraft. Aufgrund von Studien und intensiven 
Abklärungen hat der Gemeinderat an der Sitzung vom 28. März 2023 Grundsatz- 
entscheide über die Anordnung bzw. den behindertengerechten Ausbau für die an der 
Laubisrütistrasse liegenden Bushaltestellen gefällt. Ausserdem soll kurz- und mittelfristig 
vor allem im Bereich von bestehenden und aktuell neu geplanten Überbauungen und 
im Bereich von Bushaltestellen die Umsetzung eines nordseitigen Trottoirs erfolgen. 
 
Die Laubisrütistrasse, im Abschnitt Rhynerstrasse bis Töbelistrasse, ist verkehrsplanerisch 
als verkehrsorientierte Sammelstrasse eingestuft und hat die Funktion einer quartier-
übergeordneten Durchleitung des motorisierten Verkehrs sowie als Zubringer zum  
Industriegebiet. Seeseitig der Laubisrütistrasse befinden sich vor allem Industriegebäude 
mit Werkverkehr; bergseitig sind ausschliesslich Wohnüberbauungen angeordnet.  
Angrenzend an das Gebiet Laubisrüti liegt das Schulareal Moritzberg. Als Sammel-
strasse ist sie eine der am stärksten beanspruchten Gemeindestrassen und muss ver-
schiedene Nutzungsbedürfnisse erfüllen. Der seeseitig gelegene Fuss-/Radweg ist eben-
falls ein wichtiger Bestandteil als Verbindung zum Industriegebiet, zu Wohngebieten, 
zur Schule oder in Richtung Hombrechtikon. 
 
Die Bushaltestellen entlang der Laubisrütistrasse sind noch nicht hindernisfrei ausge-
baut. Ausserdem fehlt bergseitig grösstenteils ein Trottoir und es sind keine gesicherten 
Übergänge (Fussgängerschutzinseln) vorhanden. Im Hinblick auf die neue private Über-
bauung (Neubau von vier Terrassenhäusern und zwei Mehrfamilienhäusern) auf den 
neu parzellierten Grundstücken Kat.-Nrn. 13738 − 13744 entschied der Gemeinderat, 
dass ein sicherer Zugang (Trottoir und Fussgängerschutzinsel) zu und von den neuen 
Gebäuden zu erstellen ist. In Koordination mit dem privaten Bau sollen die entsprechen-
den Fussgängerschutzmassnahmen umgesetzt werden. Die in diesem Abschnitt befind-
lichen Bushaltestellen Laubisrüti Nord und Süd sind in diesem Zusammenhang hinder-
nisfrei auszubauen. Ebenso entspricht der bestehende Fuss-/Radweg nicht mehr den 
gültigen Standards.  
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Um die Verkehrssicherheit im Zusammenhang mit dem Ausbau der Bushaltestellen zu 
verbessern, bewilligte der Tiefbauausschuss am 30. Mai 2023 für die Projektausarbei-
tung der Haltestellen sowie für Massnahmen zur Verbesserung des Fussgängerschutzes 
einen Kredit von 45'000 Franken inkl. MwSt. Mit der Projektausarbeitung wurde die 
Marti + Dietschweiler AG, Männedorf, beauftragt. Für die Untersuchung der belasteten 
Bodenfläche wurde am 1. Oktober 2024 ein weiterer Kredit von 17'500 Franken durch 
die Tiefbauvorsteherschaft bewilligt. 
 
Am 18. Juni 2024 gab der Gemeinderat das Auflageprojekt über den Ausbau der Bus-
haltestellen Laubisrüti und die Fussgängerschutzmassnahmen im Abschnitt der Liegen-
schaften Laubisrütistrasse 57 bis 71a für die Mitwirkung der Bevölkerung gemäss § 13 
des Strassengesetzes (StrG) frei. Mit Beschlüssen vom 10. Dezember 2024 und vom 25. 
Februar 2025 hat der Gemeinderat die eingereichten Einwendungen der betroffenen 
Grundeigentümer und der Bevölkerung geprüft, über die Berücksichtigung der Anlie-
gen entschieden sowie gestützt darauf den Auftrag zur Bauprojektausarbeitung erteilt. 
 
 

2. Projekt 
 
 
2.1 Bushaltestellen 
 
Haltestelle Fahrtrichtung Uerikon 
In Fahrtrichtung Uerikon ist eine Fahrbahnhaltestelle vorgesehen, welche um ca. 22 m 
in Richtung Uerikon verschoben wird. Die Busanlegekante, mit einem Anschlag von  
22 cm, und die Markierung der Bushaltestelle (Zickzacklinie) erfolgt auf einer Länge von 
20 m. 
 
Haltestelle Fahrtrichtung Stäfa Bahnhof 
In Fahrtrichtung Stäfa Bahnhof ist ebenfalls eine Fahrbahnhaltestelle geplant, welche 
um ca. 15 m in Richtung Stäfa Bahnhof verschoben wird. Auch hier erfolgt die Bus-
anlegekante mit einem Anschlag von 22 cm und die Markierung der Bushaltestelle 
(Zickzacklinie) auf einer Länge von 20 m. 
 
Personenunterstand 
Für beide Haltestellen ist je ein Warteunterstand vorgesehen. 
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Abbildung Projektplan Laubisrütistrasse, Abschnitt Bushaltestellen Laubisrüti (Stand März 2025) 

 
 
2.2 Strasse und Trottoir 
 
Verlängerung Trottoir 
Vom neuen Standort der bergseitigen Bushaltestelle Laubisrüti wird entlang der neuen 
Wohnüberbauung Laubisrüti und den Grundstücken Laubisrütistrasse 71a bis 71c auf 
einer Länge von ca. 110 m ein 2 m breites Trottoir erstellt. 
 
 
2.3 Fussgängerschutzinsel 
 
Als Querungshilfe ist zwischen den beiden Haltestellen eine 2 m breite Fussgänger-
schutzinsel auf der Laubisrütistrasse vorgesehen. Dadurch muss die Strasse aufgeweitet 
werden, damit die Durchfahrtsbreite der Fahrbahn beidseitig 3.50 m beträgt. Diese 
Massnahmen sowie die Erstellung des Trottoirs und der Ausbau der Bushaltestellen  
lösen wiederum Anpassungen an Strasse und Entwässerung aus.  
 
 
2.4 Fuss-/Radweg 
 
Der bestehende 2.50 m breite Fuss-/Radweg wird auf eine Breite von 3.00 m ausgebaut. 
Um eine bessere Aussengestaltung im Zusammenhang mit der Arealüberbauung (Neu-
bau und Umbau bestehendes Gebäude) auf den Grundstücken Kat.-Nrn. 11946 und 
11757 zu erreichen, wird der Fuss-/Radweg partiell auf dem Grundstück Kat.-Nr. 12757 
und mit Anpassungen beim Grundstück Kat.-Nr. 12758, sowie ausserhalb des Projekt-
perimeters auf dem Grundstück Kat.-Nr. 11946, näher an die Strasse verlegt. Die Weg-
verlegung wird nur partiell berücksichtigt. 
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2.5 Landerwerb / Dienstbarkeiten 
 
Für den hindernisfreien Ausbau der Haltestellen Laubisrüti mit Warteunterstand, der 
Ergänzung des Trottoirs sowie die Erstellung der Fussgängerschutzinsel ist ein Land-
erwerb von ca. 575 m2 notwendig. Durch die Anpassungen des Fuss-/Radweges sind 
auch Änderungen der bestehenden Dienstbarkeiten (öffentliches Fuss-/Fahrwegrecht 
für Veloverkehr) notwendig. 
 
 
2.6 Akustisches Projekt 
 
Durch das bauliche Vorhaben ist gestützt auf Art. 8 der Lärmschutzverordnung (LSV) 
die Lärmsituation aufzuzeigen. Es handelt sich nach der LSV um die Änderung einer 
ortsfesten Anlage. Nach Umweltschutzrecht müssen die lärmrechtlichen und -techni-
schen Belange abgeklärt werden. Konkret müssen die Lärmemissionen der neuen oder 
geänderten Anlageteile so weit begrenzt werden, als dies technisch und betrieblich 
möglich sowie wirtschaftlich tragbar ist (Art. 8 Abs. 1 LSV). 
 
Die Lärmbelastungen entlang der Laubisrütistrasse betragen maximal 64.0 dB(A) am 
Tag und 53.7 dB(A) in der Nacht (Laubisrütistrasse 71b). Damit sind die massgebenden 
Immissionsgrenzwerte (IGW) der Lärm-Empfindlichkeitsstufe III (ES III) eingehalten, so 
dass seitens der Gemeinde keine Sanierungspflicht besteht. Allfällige Massnahmen zur 
Reduktion der Lärmbelastungen sind – auch unter Berücksichtigung der Tatsache, dass 
südlich der Laubisrütistrasse ausschliesslich betriebliche Nutzungen vorliegen – nicht 
verhältnismässig. 
 
 
2.7 Belastete Standorte 
 
Der Projektperimeter tangiert zwei im Kataster der belasteten Standorte (KbS) des  
Kantons Zürich eingetragene Ablagerungsstandorte. Dabei handelt es sich um die 
Laubisrütischüttung (Standort D.11-2, nicht untersuchungsbedürftig) und die Laubisrüti 
Kehrichtdeponie (D.11-5, weder überwachungs- noch sanierungsbedürftig). Der Prüf-
perimeter für Bodenverschiebungen (PBV) gibt bergseitig Hinweise auf eine Schadstoff-
belastung des Bodens durch Spezialkulturen (Rebberg) an. Seeseitig sind im Kataster 
Einträge zu belasteten Ablagerungsstandorte (keine schädlichen oder lästigen Einwir-
kungen zu erwarten, oder weder überwachungs- noch sanierungsbedürftig) vorhan-
den. Weitere Details können dem technischen Bericht entnommen werden. 
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2.8 Weitere Bauvorhaben 
 
Nebst dem Ausbau der Bushaltestellen und der Fussgängerschutzmassnahmen sind an 
der Laubisrütistrasse verschiedene Werkleitungssanierungen (Wasser, EW) vorgesehen. 
Weitere Vorhaben von Werkleitungsträgern werden im Rahmen des definitiven Bau-
projekts noch geprüft. 
 
 
2.9 Baubeginn / Bauzeit 
 
Die Bauarbeiten sollen, sofern keine Projekteinsprachen eingehen, ab Herbst 2025 in 
Angriff genommen werden. Aufgrund des öffentlichen Verkehrs kann die Laubis- 
rütistrasse nicht gesperrt werden. Die Ausführung wird in Teiletappen mittels Licht- 
signalanlage erfolgen. Der öffentliche Verkehr mit den Buslinien 951 und 955 wird mit 
einer Busbevorzugung an der Lichtsignalanlage aufrechterhalten. Die Zufahrt für die 
Anwohnenden wird mit wenigen Ausnahmen (Belagsbau) gewährleistet. Die Bevölke-
rung und die Anwohnenden werden frühzeitig über die Sperrungen und das Zufahrts-
regime informiert. 
 
 
2.10 Weitere Massnahmen an der Laubisrütistrasse  
 
An der Laubisrütistrasse befinden sich noch weitere Bushaltestellen (Mies, Phonak,  
Moritzberg), die hindernisfrei auszubauen sind. Ausserdem gibt es bergseitig Abschnitte 
mit fehlendem oder ungenügend breitem Trottoir, welche zu ergänzen bzw. anzupas-
sen sind. Auch beim seeseitigen Fuss-/Radweg müssen Anpassungen vorgenommen 
werden. Die Planung und Umsetzung dieser Massnahmen erfolgen gestützt auf die fi-
nanziellen und verwaltungsinternen Ressourcen der Gemeinde in den nächsten Jahren. 
 
 

3. Ausgaben 
 
Gemäss Artikel 22 Abs. 1 des Behindertengleichstellungsgesetzes (BehiG) müssen  
bestehende Bauten und Anlagen sowie Fahrzeuge für den öffentlichen Verkehr spätes-
tens nach 20 Jahren nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes behindertengerecht sein. 
Das BehiG ist seit dem 1. Januar 2004 in Kraft, womit die Einhaltungsfrist grundsätzlich 
abgelaufen ist. Aufgrund der gesetzlichen Pflicht sind diese Ausgaben nach den Krite-
rien von § 103 Abs. 1 des Gemeindegesetzes als gebundene Ausgaben zu klassieren 
und in der Kompetenz des Gemeinderats zu bewilligen. Das vorliegende Projekt weist 
jedoch auch Massnahmen auf, welche nicht als gebundene, sondern als neue Ausgaben 
zu betrachten sind. Diese Ausgaben sind folglich von der Gemeindeversammlung zu 
bewilligen. 
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Gemäss Kostenvoranschlag ist mit folgenden Gesamtkosten (+/- 15%) zu rechnen: 
 
Totalkosten 
 

Beschreibung Betrag Fr. 
 

Erwerb Grund und Rechte 564'000 

Bauarbeiten 997'000 

Nebenarbeiten 110'000 

Öffentliche Beleuchtung 24'000 

Technische Arbeiten / Vermessung 230'000 

Total Kosten inkl. 8,1 % MwSt. (Genauigkeit +/- 15%) 1'925'000 

 
Aufteilung neue und gebundene Ausgaben 
 

Hindernisfreier Ausbau Bushaltestellen Fr.     315'000 Gebundene Ausgabe, Kreditbe-
willigung durch Gemeinderat 

Fussgängerschutzmassnahmen (Trottoir-
ergänzung, Fussgängerschutzinsel), Aus-
bau Rad-/Fussweg, Warteunterstände 

Fr.  1'610'000 Neue Massnahmen, Kreditan-
trag an Gemeindeversammlung 

Total Fr.  1'925'000  

 
Der Kostenaufwand von 1'610'000 Franken wird der Gemeindeversammlung zur  
Bewilligung vorgelegt. Würde die Bewilligung des Kredites für die nicht gebundenen 
Massnahmen (Trottoirergänzung, Fussgängerschutzinseln, Ausbau Fuss-/Radweg, Bus-
warteunterstände) von der Gemeindeversammlung abgelehnt, nähme der Gemeinderat 
nur den hindernisfreien Ausbau der Bushaltestellen und die dazu notwendigen Mass-
nahmen zur Verkehrssicherheit vor. 
 
 

4. Beiträge 
 
Staats- und Bundesbeiträge 
Für das vorliegende Projekt besteht kein Anspruch auf Staats- und Bundesbeiträge. 
 

Grundeigentümerbeiträge 
Gemäss § 62 des StrG haben Eigentümer der an Strassen und Plätze anstossenden  
Liegenschaften, die in bebauten oder in baulicher Entwicklung befindlichen Gebieten 
liegen, an die Kosten der erstmaligen Erstellung von Trottoiren angemessene Beiträge 
zu leisten. Wo nur ein Trottoir erstellt wird, dürfen die Eigentümer der gegenüberlie-
genden Grundstücke höchstens mit einem Drittel der Summe der Anstösserbeiträge 
belastet werden. Wird später auch das gegenüberliegende Trottoir erstellt, sind die  
Beiträge entsprechend der Aufteilung beim Bau des ersten Trottoirs auf die beidseitigen 
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Anstösser zu verlegen. Die Summe der Anstösserbeiträge darf die Hälfte der vollen  
Kosten mit Einschluss des Landerwerbs, jedoch nach Abzug allfälliger Bundes- und 
Staatsbeiträge, nicht übersteigen. Bei Trottoirbauten, die vorwiegend mit Rücksicht auf 
den durchgehenden Verkehr erfolgen, sind Beiträge nur für Liegenschaften zu leisten, 
bei denen die veränderten Verkehrsverhältnisse die Wertvermehrung bewirken. Im vor-
liegenden Fall besteht an der Laubisrütistrasse ein überwiegendes Verkehrs- und Sicher-
heitsinteresse zur Erschliessung der Bushaltestellen. Aus diesem Grund wird auf die  
Erhebung von Gehwegbeiträgen verzichtet. 
 
 

5. Folgekosten 
 
Die Kapitalfolgekosten betragen 34'000 Franken pro Jahr. Die betrieblichen Kosten 
(Sachaufwand) belaufen sich auf 26'500 Franken; die personellen Folgekosten auf 
6'100 Franken. 
 
 

6. Teuerungsvorbehalt 
 
Sofern mit dem Projekt nicht innerhalb eines Jahres seit Kreditbewilligung begonnen 
werden kann, wird der Kredit einer Teuerungsklausel nach Produktionskostenindex 
(PKI) unterstellt (Stand Januar 2025). Vorliegend könnte ein Enteignungsverfahren  
infolge Landerwerb notwendig werden, weshalb in einem solchen Fall nicht innerhalb 
eines Jahres begonnen werden könnte. 
 
 

7. Mitwirkung der Bevölkerung 
 
Gemäss § 13 des Strassengesetzes (StrG) sind Projekte vor der Kreditbewilligung in einer 
Orientierungsversammlung oder durch öffentliche Auflage der Bevölkerung zu unter-
breiten; bei Projekten von untergeordneter Bedeutung kann darauf verzichtet werden. 
Da in diesem Projekt die Verschiebung und der Ausbau von Bushaltestellen und neue 
Fussgängerschutzmassnahmen vorgesehen sind, wurde das Projekt 30 Tage öffentlich 
aufgelegt (21. Juni bis 21. Juli 2024). Kurz zusammengefasst sind folgende Einwendun-
gen gegen das Projekt eingegangen: 
 

- Koordination Trottoirbau mit Umgebungsgestaltung der Arealüberbauung Laubisrüti 

- Ansaat der Rabattenflächen mit einheimischen Ruderalfora-Saatgutmischung 

- Gewährleistung Schleppkurven für Sattelschlepper bei neuer Fussgängerschutzinsel 
für Ein-/Ausfahrt Grundstück Kat.-Nr. 12757 

- Verlegung Fuss-/Radweg auf ein einheitliches Mass von ca. 1.20 m näher zur Laubis-
rütistrasse. 
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Die Einwendungen wurden geprüft und wo möglich im Projekt berücksichtigt. Die 
Wegverlegung wird nur partiell auf dem Grundstück Kat.-Nr. 12757 und mit Anpas-
sungen beim Grundstück Kat.-Nr. 12758, sowie ausserhalb des Projektperimeters auf 
dem Grundstück Kat.-Nr. 11946, berücksichtigt. Die ausführliche Stellungnahme zu 
den eingereichten Einwendungen und Begehren können dem separaten Bericht zu den 
Einwendungen vom 7. März 2025 entnommen werden. 
 
 

8. Schlussbemerkungen 
 
Durch die Ergänzung des fehlenden bergseitigen Trottoirs und die Erstellung der Fuss-
gängerschutzinsel wird ein sicherer Zugang zur Bushaltestelle und zur neuen Wohn-
überbauung gewährleistet. Mit dem hindernisfreien Ausbau der Bushaltestellen Laubis-
rüti und der Erstellung von Warteunterständen werden einerseits die Auflagen des  
Behindertengleichstellungsgesetzes umgesetzt, andererseits die Komfortabilität für alle 
ÖV- Nutzerinnen und Nutzer erhöht. Die Verbreiterung des seeseitigen Fuss-/Radweges 
bringt eine Verbesserung für Velofahrende wie auch für Fussgänger. 
 
Der Gemeinderat empfiehlt der Gemeindeversammlung, diesem Antrag zuzustimmen. 
 
 
Stäfa, 25. März 2025 
 
 
IM NAMEN DES GEMEINDERATS STÄFA 

 
 
 
 

Christian Haltner Martin Süss 
Gemeindepräsident Gemeindeschreiber 
 
 


